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„Wir haben die Grenzen überschritten“
Online-Vortrag bei GLH: Vorsitzender des Landesnaturschutzverbands kritisierte zunehmenden Flächenverbrauch und Ökopunktesystem

Von Stefan Zeeh

Hirschberg. Im Zuge der geplanten Er-
weiterung des Hirschberger Gewerbege-
biets kam wieder und wieder die Frage
nach dem ökologischen Ausgleich auf.
Dieser wird über sogenannte Biotop-
wertverfahren und dem damit verbun-
denen Ökopunktesystem geregelt. Um zu
erfahren, wie dieses funktioniert, hatte
die Grüne Liste Hirschberg (GLH) den
Vorsitzenden des Landesnaturschutz-
verbands Baden-Württemberg, Gerhard
Bronner, zu einem Online-Vortrag ein-
geladen. „Wir haben seit 1950 so viel Flä-
che in Anspruch genommen wie all die
Jahre vorher“, verdeutlichte Bronner den
20 zugeschalteten Zuhörern sogleich die
Notwendigkeit, der Natur ihren Raum zu
lassen. Er stellte fest: „Wir haben die
Grenzen dessen, was wir in Anspruch
nehmen dürfen, überschritten.“

Dass Naturschutz wirke, belegten et-
wa die Rückkehr in Deutschland ausge-
storbener beziehungsweise ausgerotteter
Arten wie etwa Biber, Wanderfalken oder
Graureiher. Je nach Art der genutzten
Fläche gebe es unterschiedliche Kom-
pensationen: So kommt etwa der „Forst-
rechtliche Ausgleich“ zum Tragen, wenn
Waldfläche umgewandelt wird. Dann
müssen Ersatzflächen für die Anpflan-
zung von Bäumen geschaffen werden,
oder es kann eine „Waldaufwertung“ er-
folgen, indem etwa aus einem reinen
Fichtenwald ein Mischwald wird. Im Fal-
le neuer Baugebiete werde der natur-
schutzrechtliche Ausgleich angewandt.
Dieser sei allerdings nicht klar geregelt,

so Bronner. Denn die Bilanzierung müs-
se zwar plausibel sein, nach welchem
Verfahren sie erfolge, werde aber nicht
festgelegt.

„Böden werden mit null bis 14 Öko-
punkten pro Quadratmeter bewertet“,
ging Bronner auf das Ökopunktesystem
ein. Diese Punkte könnten etwa durch
Entsiegelung oder Dachbegrünung aus-
geglichen werden. Kritisch sei, dass viele
Ausgleichsmaßnahmen zulasten der
landwirtschaftlichen Flächen gingen.
Dadurch würden Landwirte gleich dop-
pelt belastet, da sie nicht nur die Fläche

für das jeweilige Baugebiet verlieren,
sondern auch für die Kompensation.

Schwachstellen bei den Ökopunkten
sah Bronner zahlreiche, wie etwa die
„abenteuerliche Bewertung“ der Ansied-
lung eines Kiebitzbrutpaares, die mit
200 000 Ökopunkten verrechnet werde.
Auch reiche es nicht aus, ein paar Stein-
haufen zu errichten, damit sich dort die
Zauneidechse ansiedelt. Die müsse schon
dorthin gebracht werden, und ob sie dort-
bleibt, sei ungewiss.

Als mangelhaft bezeichnete Bronner
auch die Dokumentation und Überwa-

chung der Ausgleichsmaß-
nahmen. Dies könne sich
jedoch mit einer im kom-
menden Jahr geplanten
Gesetzesänderung verbes-
sern.

Bei ihren Ausgleichs-
maßnahmen sollten die
Kommunen auch auf die
Folgekosten achten, riet
Bronner: So sei das Anle-
gen einer Streuobstwiese
zwar recht günstig, doch
müsse diese auch gepflegt
werden. Insgesamt seien für
ein Gewerbegebiet bis zu
195 000 Ökopunkte pro
Hektar auszugleichen. Da-
mit wären Kosten von bis zu
120 000 Euro pro Hektar
aufzubringen. Das be-
stehende Gewerbegebiet
und die darin nicht umge-
setzten Vorgaben – etwa die
Begrünung großer Gebäu-

deflächen – sprach GLH-Mitglied Dar-
iusch Alizadeh an. „Was tun, damit diese
doch noch realisiert werden?“, wollte er
von Bronner wissen. „Das kann nur die
Baurechtsbehörde durchsetzen“, erläu-
terte Bronner.

Arnulf Tröscher, der das Hirschber-
ger Bürgerbegehren zur Erweiterung des
Gewerbegebiets als Vertrauensperson
unterstützt hatte, berichtete, dass er bei
der Baurechtsbehörde diesbezüglich
nachgefragt habe. Dort sei ihm mitge-
teilt worden, dass das Kommunalrechts-
amt zuständig sei.

Dass Naturschutz wirke, belegten etwa die Rückkehr in Deutschland ausgestorbener beziehungsweise aus-
gerotteter Arten, sagte der Vorsitzende des Landesnaturschutzverbands, Gerhard Bronner. Foto: Dorn

Kindergarten
bis 2023 saniert

Gemeinde investiert
rund 1,5 Millionen Euro

Hirschberg. (krs) Der Katholische Kin-
dergarten in Leutershausen wird in zwei
Bauabschnitten saniert. Das hat der Ge-
meinderat in seiner jüngsten Sitzung am
Dienstag einstimmig beschlossen. Von
den Kosten trägt die Gemeinde 90 Pro-
zent, das sind rund 1,5 Millionen Euro,
die bis 2023 auf die Gemeinde zukom-
men. Die ersten Baumaßnahmen sollen
schon in diesem Sommer beginnen.

Das Gremium musste zwischen zwei
Varianten entscheiden und entsprach mit
seinem Beschluss dem Wunsch des Ein-
richtungsträgers. Die Sanierung in zwei
Bauabschnitten soll nun bis Herbst 2023
dauern. Die Alternative wäre eine Sa-
nierung in drei Bauabschnitten gewesen,
diese wäre erst im Sommer 2024 abge-
schlossen. In diesem Fall hätten wegen
Beeinträchtigungen im Kindergartenbe-
trieb zudem Mehrkosten von bis zu 30 000
Euro entstehen können.

Während der Arbeiten müssen min-
destens vier Gruppen der Einrichtung
umgesiedelt werden. Da der Pavillon der
Martin-Stöhr-Schule voraussichtlich
Anfang 2022 frei wird – dann zieht näm-
lich der Evangelische Kindergarten von
dort in den Neubau –, können die Kinder
dort untergebracht werden. Zwei Grup-
pen sollen während der Sanierung im Ka-
tholischen Kindergarten bleiben.

Maßnahme war „überfällig“

„Es war lange klar, dass in dem Kin-
dergarten etwas getan werden muss“,
sagte Ferdinand Graf von Wiser (CDU),
froh über die Maßnahme. So sah es auch
Leonie Mußotter (GLH). „Diese Sanie-
rung war mehr als überfällig“, fand sie.
„Und es ist toll, dass das mit dem Pavil-
lon der Martin-Stöhr-Grundschule
klappt“, lobte sie. Darüber freute sich
auch Bürgermeister Ralf Gänshirt. „Wir
können wirklich froh sein, dass wir kei-
ne Container brauchen“, sagte er und be-
tonte: „Der Pavillon ist hierbei Gold
wert.“

Alexander May (FW) fand es gut, dass
die Anzahl der Bauabschnitte reduziert
wurde. „Ich hoffe, dass auch der Evan-
gelische Kindergarten langsam auf die
Zielgerade zugeht“, sagte er: „Wenn bei-
de fertig sind, ist Leutershausen wirk-
lich gut aufgestellt im Bereich Kinder-
gärten.“

Froh über Sanierung und Zeitplan war
auch SPD-Rat Thomas Scholz. „Nur fin-
de ich es schade, dass es nicht klappt, al-
le Kinder während der Sanierungsarbei-
ten auszugliedern“, sagte er. Darin sah
auch Tobias Rell (FDP) den „einzigen
Wermutstropfen“ der anstehenden Sa-
nierung. „Wir haben die Befürchtung,
dass die Bauarbeiten den Kindergarten-
betrieb für die zwei Gruppen, die im Neu-
bau bleiben, beeinflusst“, erklärte der Li-
berale.

GLH und SPD machen gegen weitere Versiegelung mobil
Sie lehnen die geplante Änderung des Regionalplans ab und rufen dazu auf, Einwendungen gegen das Vorhaben einzureichen

Hirschberg. (RNZ) Der Entwurf für die
Änderung des Einheitlichen Regional-
plans befindet sich seit Kurzem in der Of-
fenlage. Die Bürger der Region können bis
zum 15. Juni Stellungnahmen und Ein-
wendungen einreichen. GLH und SPD ru-
fen in einer Pressemitteilung dazu auf, da-
von Gebrauch zu machen. Sie befürch-
ten, „dass der Flächenfraß weitergeht“.

Der Regionalplan spiele als das zen-
trale Steuerungsinstrument und Grund-
lage für den Flächennutzungsplan sowie
die weitere kommunale Bauleitplanung
eine entscheidende Rolle für die zukünf-
tigeEntwicklungderRegion,erläuternsie.
„Hirschberg ist von der Änderung massiv
betroffen.“ Denn die Planung gehe weit
über das hinaus, was Gegenstand des Bür-
gerentscheids war.

Das Gewerbegebiet Hirschberg/Hed-
desheim werde mit einer zusätzlichen Flä-
che von 59 Hektar zum „Vorranggebiet für
Gewerbe“ erklärt. Der größte Anteil da-
von entfällt auf Hirschberg: So ist die ge-
samte Fläche südlich des bestehenden Ge-

werbegebiets bis zur Heddesheimer Stra-
ße als potenzielle Gewerbefläche vorge-
sehen, ebenso eine weitere Fläche rund um
die AVR-Anlage.

Die Auswirkungen auf Landschaft und
Natur lägen auf der Hand, so GLH und
SPD: „Es handelt sich um Böden von ho-
her Qualität, sie liegen in
einem Wasserschutzgebiet
sowie zum Teil in einem
Grünzug.“ Sie würden eine
wichtige Rolle für das Mi-
kroklima sowie für den Na-
tur-‚ Arten- und Klima-
schutz spielen. „Besonders gravierend für
Leutershausen: Der Verkehr wird massiv
zunehmen“, prognostizieren SPD und
GLH. Der jetzige Kreisel, auch mit By-
pass, werde die Zunahme nicht verkraf-
ten, insbesondere da das Gebiet für Hed-
desheim als „Vorranggebiet für Logistik“
ausgewiesen ist, sind Grüne und Sozial-
demokraten überzeugt. „Die Anbindung
an die Heddesheimer Straße ist laut Plan-
entwurf im Grunde unabdingbar.“ Kurz

nach Inkrafttreten des letzten Regional-
plans 2014 wurden erste Schritte für die
Weiterentwicklung unternommen. Be-
auftragt mit der Suche nach weiteren Ge-
werbe- und Wohnflächen in der Metro-
polregion wurde „Cima“ mit Sitz in Lü-
beck, also das Unternehmen, das nun auch

die Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung für die Hirsch-
berger Gewerbegebietser-
weiterung erstellt hat.

Ende 2019 beschloss die
Verbandsversammlung die
Einleitung des Änderungs-

verfahrens. Mitte 2020, also bereits vor
dem Start des Bürgerentscheids, wurden
alle Kreise und Kommunen, auch die Ge-
meinde Hirschberg, offiziell unterrichtet
und um Rückmeldung zu den Festset-
zungen des vorgelegten Planentwurfs ge-
beten. Ende 2020 wurde die Offenlage be-
schlossen, die nun am 20. April begonnen
hat. „Die SPD Hirschberg und die GLH
erhielten von den konkreten Inhalten der
Änderung des Regionalplans erst wenige

Tage vor dem Bürgerentscheid im März
2021 Kenntnis“, heißt es in der Presse-
mitteilung.

Sie positionieren sich klar gegen „eine
weitere Versiegelung unserer Land-
schaft“. Die derzeit geplanten zehn Hekt-
ar Erweiterung seien im Grunde schon zu
viel. Bei der Änderung des Regionalplans
gehe es um ein Vielfaches dieser Fläche.
„Klima-, Arten- und Naturschutz, die
Verkehrsproblematik sowie der Naherho-
lungswert unserer Landschaft sind ein-
deutige Argumente für uns, die geplanten
Festsetzungen im Regionalplan entschie-
den abzulehnen“, so GLH und SPD.

Deshalb rufen sie die Bürger dazu auf,
Einwendungen einzureichen. Bis 15. Juni
ist die Beteiligung per Post, E-Mail oder
über ein Online-Formular möglich. Auf
den Webseiten von SPD Hirschberg, GLH
und der BI „BB Hirschberg 10 ha Ge-
werbegebiet Süd“ findet man weitere In-
formationen. Der Ausschuss für Technik
und Umwelt wird sich voraussichtlich am
8. Juni mit dem Thema befassen.

Einwände bis
15. Juni einreichen

Wöchentlicher Rockgruß
aus der Strahlenburg

Die „T-Band“ stellt jeden Sonntag ein Video auf „Youtube“ ein

Schriesheim. (hö)Die„T-Band“meldetsich
jedenSonntagbeiihrenFans:Dennseitdem
25. April stellt sie einmal pro Woche – jeden
Sonntag gegen 18 Uhr – einen Titel aus
ihrem „Burgkonzert“ in ihren „Youtube“-
Kanal ein. Insgesamt 15 Songs wurden in
der Strahlenburg aufgenommen, in der die
Rockbotschafter Schriesheims ihr Corona-
Quartierbezogenhaben(RNZvom5.April).

Um welche Lieder es geht, will „T-
Band“-Mitbegründer Wolfgang Amann
vorab nicht verraten, nur so viel: „Es sind
viele Songs dabei, die wir noch nie gespielt
haben. Wir wollen halt jeden Sonntag ein
paar schöne Schmankerl ins Haus schi-

cken.“ Bisher zu hören: „Beds Are Burning“
von „Midnight Oil“, den Herbert-Gröne-
meyer-Klassiker „Bochum“, „Do You Be-
lieve inLove“(HueyLewis)undden„Lovin’
Spoonful“-Kracher „Summer in the City“
(aber in der späteren Joe-Cocker-Version).
Unterstützt wurde die bestens eingespielte
Formation von Kai Häfner, den man von der
Heidelberger „Freddy Wonder Combo“
kennt – und natürlich von den Sponsoren,
diederBanddieTreuegehaltenhaben.

Das Burg-Domizil der „T-Band“ ist
aber jetzt schon wieder zu Ende: Am heuti-
gen Samstag, 22. Mai, eröffnet die Strah-
lenburg-Gastronomiewieder.

Klaus Schenk, ThomasMünster undWolfgang Amann (v.l.) imSaal der Strahlenburg: Hier wurden
die Videos aufgenommen, die 15Wochen lang auf „Youtube“ eingestellt werden. Foto: Kreutzer
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Wir sind Ihr starker und verlässlicher Partner
rund um das Thema Immobilien.
Profitieren Sie von unserer großen Erfahrung
als regionaler Platzhirsch. www.s-immo-hd.de

Wir führen Sie
sicher durch das
Immobilien-Dickicht.
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